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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angieichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgiiedstaaten über die Verankerungen der Sicherheitsgurte 
in Kraftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtsdiafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen Kraftfahr- 
zeuge nach den nationalen Rechtsvorschriften ge- 
nügen müssen, betreffen unter anderem auch die 
Verankerungen der Sicherheitsgurte. 

Diese Vorschriften sind von einem Mitgliedstaat 
zum anderen verschieden. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten die- 
selben Vorschriften entweder in Ergänzung ihrer 
gegenwärtigen Regelungen oder an deren Stelle an- 
genommen werden, damit insbesondere für jeden 
Fahrzeugtyp das E WG-Be trieb serlaubnis verfahren 
nach der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis von Kraftfahr- 
zeugen und ihren Anhängern angewendet werden 
kann. 

Gemeinschaftliche Vorschriften über die Innen- 
teile des Fahrgastraumes, die Anordnung der Be- 
dienteile, das Dach, die Rückenlehne und den rück- 
wärtigen Teil der Sitze wurden durch die Richtlinie 
des Rates vom 17. Dezember 1973^), Vorschriften 
über die Innenausstattung und den Schutz des Fah- 


rers gegenüber der Lenkvorrrichtung bei Stößen 

durch die Richtlinie des Rates vom 

und Vorschriften über die Widerstandsfähigkeit der 

Sitze und ihrer Verankerungen am 

festgelegt ^). Einer späteren Regelung Vorbehalten 
sind andere Vorschriften über die Innenausstattung, 
insbesondere über Kopfstützen, Sicherheitsgurte und 
die Kennzeichnung der Bedienteile. 

Die Angleichung der nationalen Rechtsvorschrif- 
ten für Kraftfahrzeuge umfaßt die Anerkennung der 
von einem Mitgliedstaat durchgeführten Kontrollen 
durch andere Mitgliedstaaten aufgrund gemeinsamer 
Vorschriften. Das Funktionieren eines solchen 
Systems setzt voraus, daß diese Vorschriften von 
allen Mitgliedstaaten vom gleichen Zeitpunkt an 
gleichzeitig angewendet werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie sind alle 
zur Teilnahme am Straßenverkehr bestimmten 
Kraftfahrzeuge der Klasse M 1 im Sinne der Be- 
griffsbestimmung von Anhang I der Richtlinie 
des Rates vom 6. Februar 1970 (70/156/EWG) mit 
mindestens vier Rädern und einer bauartbeding- 
ten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h. 


0 70/156/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 42 vom 23. Februar 1970, S. 1 

2) 74/60/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 38 vom 11. Februar 1974 

3) KÖM(72) 955 vom 15. September 1972 

4) KOM(73) 682 vom 14. Mai 1973 und KOM(74) 146 vom 
13. Februar 1974 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 WachtbergWIlllp 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 ’ 
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2. Diese Richtlinie gilt für Verankerungen von 
Sicherheitsgurten für erwachsene Personen auf 
nach vorne gerichteten Sitzen. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebserlaub“ 
nis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler Gel- 
tung für ein Fahrzeug nicht wegen der Veranke- 
rungen von Sicherheitsgurten verweigern, wenn 
diese den Vorschriften der Anhänge I, III, IV und V 
entsprechen, 

Artikel 3 

Die Mindeststaaten dürfen den Verkauf, die Zulas- 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht wegen der Verankerungen der 
Sicherheitsgurte verweigern oder verbieten, wenn 
diese den Vorschriften der Anhänge I bis V ent- 
sprechen. 

Artikel 4 

Der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt 
hat, trifft die erforderlichen Maßnahmen, um von 
jeder Änderung eines Bauteils oder eines Merkmals 
.nach Anhang I, Punkt 1.1. unterrichtet zu werden. 
Die zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaates 
befinden darüber, ob der geänderte Prototyp erneut 
geprüft und darüber ein neuer Prüfbericht erstellt 
werden muß. 

Die Änderung wird nicht genehmigt, wenn die Prü- 
fung ergibt, daß die Vorschriften dieser Richtlinie 
nicht eingehalten werden. 


Artikel 5 

Änderungen, die zur Anpassung der Vorschriften 
der Anhänge I, 11, III und IV an den technischen 
Fortschritt notwendig sind, werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 13 der Richtlinie zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger (70/1 56/EWG) erlassen. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 1. Oktober 1975 die Bestimmungen, die 
nötig sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. April 1976 
an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie sorgen außer- 
dem die Mitgliedstaaten dafür, daß die Kom- 
mission so rechtzeitig von allen Entwürfen der 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften unterrichtet 
wird, die sie auf dem von dieser Richtlinie er- 
faßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, daß 
diese sich dazu äußern kann. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. August 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Kr 16/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 1. August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang I 

Begriffsbestimmungen, Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebseriaubnis, EWG-Betriebserlaubnis, 
Vorschriften, Prüfungen, Übereinstimmung der Produktion, Betriebsanleitung 

1 . Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie sind: 

1.1. „Fahrzeugtyp hinsichtlich der Verankerungen der Sicherheitsgurte" Kraftfahrzeuge, die unter- 

einander keine wesentlichen Unterschiede aufweisen; diese Unterschiede können sich insbe- 
sondere erstrecken auf: 

Maße, Form oder Werkstoffe der Teile des Fahrzeugbaues, der Sitzstruktur oder jedes ande- 
ren Fahrzeugteils, an denen die Verankerungen befestigt sind; 

1.2. „Verankerung" die Teile des Fahrzeugaufbaus, der Sitzstruktur oder eines anderen Fahrzeugteils, 
an denen die Befestigungsbeschläge des Gurtes anzubringen sind. 

1.3. „Sicherheitsgurt" (Gurt) 

Eine Anordnung von Gurten mit Verschluß, Verstelleinrichtung und Befestigungsbeschlägen, die 
in einem Fahrzeug verankert werden kann und so beschaffen ist, daß sie die Gefahr einer Ver- 
letzung ihres Trägers bei Zusammenstößen oder plötzlichen Verzögerungen des Fahrzeugs ver- 
ringert, indem sie die Bewegungsfreiheit des Körpers des Benutzers einschränkt. Eine derartige 
Anordnung wird generell als „Gurtanordnung" bezeichnet. Zu diesem Begriff sind auch alle 
Vorrichtungen zur Energieaufnahme oder zum Aufrollen des Gurtes zu zählen. 

1.4. „Effektive Verankerung" der gemäß den Vorschriften des Punktes 4.4. zur Bestimmung des 
Winkels, den jedes Gurtteil in bezug auf den Benutzer bildet, benutzte Punkt, d. h. der Punkt, an 
dem ein Gurt befestigt werden müßte, um dieselbe Lage des Gurtes zu erreichen wie die beab- 
sichtigte Lage bei Benutzung. Er kann je nach Anordnung der Zubehörteile des Sicherheitsgurtes 
und ihrer Befestigung an der Verankerung der vorhandene Verankerungspunkt sein. 

Beispiel: 

1.4.1. Besitzt ein Sicherheitsgurt ein starres Teil, das an der unteren Verankerung entweder unbeweg- 
lich oder drehbar angebracht ist, so wird die effektive Verankerung für alle Sitzstellungen durch 
den Befestigungspunkt des Gurtes an diesem starren Teil gebildet. 

1 .4.2. Bei Benutzung eines starren Umlenkbeschlages am Fahrzeugaufbau oder an der Sitzstruktur wird 
der Mittelpunkt dieses Beschlages an der Stelle, an der der Gurt den Beschlag zum Benutzer hin 
verläßt, als effektive Verankerung angesehen. 

1.4.3. Ist der Gurt ohne Zwischenschaltung eines Umlenkbeschlages unmittelbar mit einem Retraktor 
verbunden, der am Fahrzeugaufbau oder an der Sitzstruktur befestigt ist, so wird der Punkt, an 
dem die Achse der Rolle zum Aufbewahren des Gurtes dessen Längsmittelebene durchstößt, als 
effektiver Verankerungspunkt angesehen. 

1.5. „Sitz" eine Struktur, die zum Fahrzeug auf bau gehören kann, einschließlich Bezug, und die als 
Sitz für einen Erwachsenen vorgesehen ist. Der Ausdruck umfaßt einen Einzelsitz oder den für 
eine Person bestimmten Teil einer Sitzbank. 

1.6. „Sitzbank" eine vollständige Sitzstruktur einschließlich Bezug, die für mehr als einen Erwachsenen 
vorgesehen ist. 

1.7. „Sitzreihe" entweder eine Sitzbank oder nebeneinander befindliche getrennte Sitze, die einen 
oder mehrere Sitzplätze für Erwachsene bieten (d. h, so befestigt sind, daß die vorderen Sitzver- 
ankerungen eines Sitzes mit den vorderen oder hinteren Sitzverankerungen des benachbarten 
Sitzes auf einer Höhe oder in Längsrichtung dazwischen liegen). 

1.8. „Klappsitz" ein für gelegentlichen Gebrauch vorgesehener Notsitz, der normalerweise umgeklappt 
ist. 

1.9. „Sitztyp" eine Kategorie von Sitzen, die sich in wesentlichen Punkten nicht unterscheiden, z. B.: 

1.9.1, Form und Abmessungen der Sitzstruktur und verwendete Werkstoffe; 
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1.9.2. 

1.9.3. 

1 . 10 . 

1 . 11 . 

1 . 11 . 1 . 

1 . 11 . 2 . 

1.11.3. 
1 . 12 . 

1.13. 

2 . 

2 . 1 . 

2 . 2 . 

2.2.1. 

2 . 2 . 2 . 

2.2.3. 

2.2.4. 

2.2.5. 

2.3. 


3. 

3.1. 

4. 

4.1. 

4.1.1. 


Arten und Abmessungen der Einstellvorrichtungen und aller Verriegelungseinrichtungen; 

Art und Abmessungen der Gurtverankerungen am Sitz, der Sitzverankerung und der entsprechen- 
den Teile des Fahrzeugaufbaus; 

„Sitz- Verankerung" das System zur Befestigung des gesamten Sitzes am Fahrzeugaufbau ein- 
schließlich der dazugehörigen Teile des Fahrzeugaufbaus. 

„Einstelleinrichtung" die Einrichtung, mit der der Sitz oder seine Teile in eine Stellung gebracht 
werden können, die der Körperform der Sitzenden angepaßt ist. Die Einstelleinrichtung kann 
insbesondere zulassen: 

eine Längsverstellung; 

eine Höhenverstellung; 

eine Winkelverstellung. 

„Verstelleinrichtung" eine Einrichtung, die eine Winkelverstellung oder eine Längs Verstellung 
des Sitzes ohne feste Zwischenstellung oder eines seiner Teile ermöglicht, um den Fahrzeug- 
benutzem den Zugang zu erleichtern. 

„Verriegelungseinrichtung" eine Einrichtung, die den Sitz oder einen seiner Teile in der Ge- 
brauchsstellung hält und die Vorrichtung zur Verriegelung der Sitzlehne relativ zum Sitz und 
des Sitzes relativ zu dem Fahrzeug enthält. 

Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis 

Der Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis für einen Fahrzeugtyp hinsichtlich der 
Verankerung der Sicherheitsgurte ist vom Fahrzeughersteller oder seinem Beauftragten einzu- 
reichen. 

Dem Antrag sind in dreifacher Ausfertigung folgende Dokumente nebst den aufgeführten An- 
gaben einzureichen: 

Zusammensteilungszeichnungen des Fahrzeugaufbaus in geeignetem Maßstab mit Angabe der An- 
ordnung der Verankerungen sowie Einzeiteiizeichnungen der Verankerungen und der Aufbau- 
teile, an denen sie angebracht sind; 

Angaben über die Art der Werkstoffe, die die Widerstandsfähigkeit der Verankerungen beein- 
flussen können; , 

eine technische Beschreibung der Verankerungen; 

im Falle von Verankerungen, die an der Sitzkonstruktion befestigt sind, eine ausführliche 
Beschreibung des Fahrzeugtyps hinsichtlich der Sitzkonstruktion, der Sitzverankerungen und 
ihrer Einstell- und Verriegelungseinrichtungen; 

Zeichnungen in einem geeigneten Maßstab, die ausreichende Einzelheiten über die Sitze, ihre 
Verankerung im Fahrzeug und ihre Einstell- und Verriegelungseinrichtung enthalten. 

Der Hersteller stellt dem technischen Dienst, der die Prüfungen für die Betriebserlaubnis durch- 
führt, entweder ein Fahrzeug, das dem genehmigten Typ entspricht oder die Teile des Fahrzeugs, 
die für die Prüfungen der Verankerungen von dem technischen Dienst für wesentlich gehalten 
werden, zur Verfügung. 

E W G-Betriebserlaubnis 

Ein Formblatt entsprechend dem Muster von Anhang II ist dem EWG-Betriebserlaubnisbogen 
beizufügen. 

Vorsdiriften 

Bezeichnungen (siehe Anhang III) 

Der H-Punkt ist ein Bezugspunkt, der nach dem in Anhang IV angeführten Verfahren zu 
bestimmen ist. 
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4.1.2. 

4.1.3. 

4.1.4. 

4.1.5. 

4.1.6. 

4.1.6.1. 

4.1.6.2. 

4.1.6.2.1. 

4.1.6.2.2. 

4.1. 6.2.3. 


4.2. 

4.2.1. 

4.2.1. 1. 


4.2.1.2. 

4.2.1.3. 

4.2.1.4. 

4.3. 

4.3.1. 

4.3.2. 

4.3.3. 


Die Bezugslinie ist eine Gerade, die für die in Anhang IV beschriebene Normpuppe zur Bestim- 
mung des H-Punktes in Abbildung 1 dieses Anhangs gezeichnet ist. Diese Gerade geht durch den 
Anlenkpunkt der Beine am Becken und durch den Anlenkpunkt des Halses am Rumpf einer 
Normpuppe, die einem männlichen Erwachsenen des 50. Perzentils entspricht. 

Die Punkte Bi imd B 2 sind die unteren effektiven Verankerungen. 

Punkt C ist der Punkt, der 450 mm senkrecht über dem H-Punkt liegt. 

Die Winkel ai und a 2 werden von einer waagerechten und von zwei zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs senkrechten Ebenen gebildet, die durch den H-Punkt und die Punkte Bi und B 2 ver- 
laufen. 

S ist die Entfernung in Millimetern der oberen effektiven Verankerung von einer zur Längs- 
mittelebene des Fahrzeugs parallelen Bezugsebene P, die wie folgt definiert ist: 

Die Ebene P ist die Längsmittelebene des Sitzes, wenn die Sitzposition durch die Form des Sitzes 
festgelegt ist. 

Bei nicht genau festgelegter Sitzposition ist die Ebene P: 

für den Fahrersitz eine senkrechte Ebene durch den Mittelpunkt des Lenkrades in dessen Mittel- 
stellung, falls dieses verstellbar ist; 

für den vorderen äußeren Mitfahrersitz symmetrisch zu der des Fahrersitzes; 

für die hinteren äußeren Sitzplätze eine vom Hersteller angegebene Ebene, vorausgesetzt, daß 
die folgenden Grenzwerte des Abstandes A zwischen der Ebene P und der Längsmittelebene des 
Fahrzeugs eingehalten werden: 

A ^ 200 mm, wenn die Sitzbank nur für zwei Benutzer vorgesehen ist, 

A ^ 300 mm, wenn die Sitzbank für zwei oder drei Benutzer vorgesehen ist. 

Allgemeine Vorschriften 

Die Verankerungen der Sicherheitsgurte müssen so beschaffen und angeordnet sein, daß 

sie den Einbau eines geeigneten Sicherheitsgurtes ermöglichen. Die Verankerungen an den 
vorderen äußeren Sitzplätzen müssen für Sicherheitsgurte, die mit Retraktoren und Umlenk- 
beschlägen versehen sind, geeignet sein, unter besonderer Berücksichtigung der Festigkeits- 
eigenschaften der Verankerungen, sofern nicht der Hersteller dieses Fahrzeugs mit anderen 
Gurttypen ausstattet, die mit Retraktoren versehen sind. 

Sind die Verankerungen nur für bestimmte Arten von Sicherheitsgurten oder Retraktoren ver- 
wendbar, muß die zu verwendende Ausführung auf dem in Punkt 3.1. erwähnten Formblatt 
angegeben werden; 

sie die Gefahr des Gleitens des richtig angelegten Gurtes auf ein Mindestmaß beschränken; 

sie die Gefahr einer Beschädigung des Gurtes durch Berührung mit scharfkantigen, starren Teilen 
des Fahrzeugs oder der Sitz Strukturen auf ein Mindestmaß beschränken. 

Bei Verankerungen, die jeweils verschiedene Stellungeti einnehmen, um einmal das Einsteigen 
von Personen in das Fahrzeug zu ermöglichen, andererseits die Insassen bei Stößen zurückzu- 
halten, gelten die Vorschriften dieser Richtlinie für Verankerungen in der tatsächlichen Gebrauchs- 
stellung. 

Mindestanzahl der vorzusehenden Verankerungen 

Bei den vorderen äußeren Sitzplätzen müssen je zwei untere und eine obere Verankerung vor- 
handen sein. 

Für die hinteren äußeren Sitzplätze müssen zwei untere und eine obere Verankerung vorhanden 
sein. Wenn jedoch keine oberen Verankerungen angebracht werden können, wie z. B. in gewissen 
Kabrioletts oder Fahrzeugen mit abnehmbarem Dach, sind zwei untere Verankerungen zulässig. 

Für alle anderen Sitze außer Klappsitzen müssen zwei untere Verankerungen vorhanden sein. 
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4.3.4. Für Klappsitze sind keine Verankerungen vorgeschrieben. Ist das Fahrzeug jedoch mit Veran- 
kerungen für einen derartigen Sitz ausgerüstet, müssen sie den Vorschriften dieser Richtlinie 
entsprechen. 

4.4. Lage der Verankerungen 

4.4.1. Die Lage der nach 4.3. erforderlichen Verankerungen muß den folgenden Vorschriften entsprechen: 

4.4.2. Allgemeines 

4.4. 2.1. Die Verankerungen irgendeines Gurtes können entweder vollständig im Fahrzeugaufbau, in der 
Sitzstruktur oder in irgendeinem anderen Teil des Fahrzeugs angebracht bzw. zwischen diesen 
Stellen aufgeteilt werden. 

4.4.2. 2. Jede Verankerung kann, wenn sie die Prüfauflagen erfüllt, für die Befestigung der Enden zweier 
benachbarter Sicherheitsgurte verwendet werden. 

4.4. 2. 3. Bei einer Sitzbank mit Verankerungen für zwei oder mehr Sitzplätze müssen die unteren Ver- 
ankerungen alle entweder integrierender Bestandteil des Sitzes oder des Fahrzeugaufbaus sein. 
Eine entsprechende Vorschrift gilt auch für die oberen Verankerungen. 

4.4.3. Lage der unteren effektiven Verankerungen 

4.4.3. 1. Die Winkel ai und aa müssen für alle normalerweise im Fährbetrieb benutzten Stellungen des 
Sitzes im Bereich zwischen 30^^ und 80° liegen. Sind für die vorderen Sitze keine Sitzverstellungen 
vorgesehen oder sind die Verankerungen am Sitz selbst angebracht, so müssen die Winkel ai 
und aa 60° ±10° betragen. 

4. 4.3. 2. Bei rückwärtigen Sitzen können die Winkel ai und aa unter dem in Punkt 4. 4.3.1. definierten 
Mindestwert liegen, sofern 20° nicht unterschritten werden. 

4. 4. 3. 3. Der Abstand zwischen den beiden senkrechten Ebenen, die parallel zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs und durch jeweils eine der beiden unteren effektiven Verankerungen Bi und Ba eines 
Gurtes verlaufen, darf nicht weniger als 350 mm betragen. 

Die Punkte Bi und Ba müssen beiderseits der Längsmittelebene des Sitzes im Abstand von je 
120 mm von dieser Ebene liegen. 

4.4.4. Lage der oberen effektiven Verankerungen 

4.4.4. 1. Ist ein Umlenkbeschlag oder eine andere Einrichtung vorhanden, die die Lage der oberen effek- 
tiven Verankerung beeinflußt, so wird diese vereinbarungsgemäß bestimmt, indem die Längs- 
mittellinie des Gurtes als durch einen Punkt J verlaufend angenommen wird, dessen Koordinaten 
X 60 mm, y = 120 mm und z = 530 mm in folgendem Koordinatensystem liegen: 

Hz: Torsobezugslinie 

Hy: Waagrechte Transversale zu der der Verankerung nächstliegenden Seite 

Hx: Nach vorne gerichtete Senkrechte auf der Ebene yHz. 

4. 4. 4. 2. Befindet sich die obere effektive Verankerung hinter einer zur Längsmittelebene des Sitzes senk- 
rechten und durch die Bezugslinie verlaufenden Ebene, so muß sie unterhalb der Ebene FN liegen, 
die senkrecht zur Längsmittelebene des Sitzes in einem Winkel von 65° zur Bezugslinie verläuft. 
Bei Rücksitzen kann der Winkel auf 60° herabgesetzt werden. Die Ebene FN wird so gelegt, daß 
sie die Bezugslinie in einem Punkt D so schneidet, daß D’H = 315 mm + 1,6 S ist. Befindet sich die 
obere effektive Verankerung auf oder vor einer zur Längsmittelebene des Sitzes senkrechten 
und durch die Bezugslinie verlaufenden Ebene, so muß sie unterhalb der Ebene FiNi liegen, die 
senkrecht zur Längsmittelebene in einem Winkel von 65° zur Bezugslinie verläuft. Bei Rück- 
sitzen kann der Winkel auf 60° herabgesetzt werden. Die Ebene FiNi wird so gelegt, daß sie die 
Bezugslinie in einem Punkt D' so schneidet, daß D'H = 315 mm + 1,8 S ist. 

4.4.4.3. Befindet sich die obere effektive Verankerung hinter einer zur Längsmittelebene des Sitzes 
senkrechten und durch die Bezugslinie verlaufenden Ebene, so muß sie hinter einer Ebene FK 
liegen, die senkrecht zur Längsmittelebene des Fahrzeugs verläuft und die Bezugslinie in einem 
Punkt B unter einem Winkel von 120° schneidet, so daß BH = 260 mm + 1,2 S ist. 

Befindet sich die obere effektive Verankerung auf oder vor einer zur Längsmittelebene des 
Sitzes senkrechten und durch die Bezugslinie verlaufenden Ebene, so muß sie hinter einer Ebene 
FiKi liegen, die senkrecht zur Längsmittelebene des Fahrzeugs verläuft und die Bezugslinie in 
einem Punkt B' unter einem Winkel von 120° schneidet, so daß B'H = 260 mm + S ist. 


6 



4.4.4.4. 

4.4.4.5. 

4.4.4.6. 

4.4.4.7. 


4.5. 

4.5.1. 

5. 

5.1. 

5.1.1. 

5.1. 1.1. 

5.1. 1.2. 

5.1. 1.3. 

5.1.2. 


5.2. 

5.2.1. 

5.2.2. 

5.2.3. 

5.3. 

5.3.1. 

5.3.2. 

5.3.3. 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode DfUCksachS 7/2500 


Der Wert von S darf 140 mm nicht unterschreiten. 

Die obere Verankerung muß hinter einer senkrecht zur Längsmittelebene des Fahrzeugs durch 
den in Anhang III gezeigten H-Punkt verlaufenden Ebene liegen. 

Der obere Verankerungspunkt muß oberhalb der durch den Punkt C verlaufenden horizontalen 
Ebene liegen. 

In Abweichung von der Vorschrift 4.4. 4.6. kann während eines Zeitraums von zwei Jahren nach 
Bekanntmachung dieser Richtlinie die obere effektive Verankerung in dem Bereich zwischen der 
horizontalen Ebene CY und der zur Längsmittelebene des Fahrzeugs senkrecht verlaufenden 
Ebene CM angeordnet werden, die mit der Ebene CY einen Winkel von 20° bildet, wenn die 
Fahrzeugkonstruktion die Anordnung dieser Verankerung oberhalb der Ebene CY nicht zuläßt. 
In diesem Fall muß die Rückenlehne des Sitzes so beschaffen sein, daß sie den Gurt oberhalb 
des Punktes aufnehmen kann, in dem die Rückenlehne die Ebene CY schneidet, wenn die Prüfung 
nach Vorschrift von Punkt 5 durchgeführt wird. Die Höhe der Rückenlehne des Sitzes darf nicht 
kleiner sein als die Höhe der horizontalen Ebene durch C, und an dieser Stelle ist eine Halterung 
vorzusehen, die das Abgleiten des Gurtes von der Schulter verhindert. 

Abmessungen der Gewindelöcher der Verankerung 

Die Verankerung muß ein Loch mit einem Gewinde von 11,11 mm (7/16) 20 UNF 2B aufweisen. 

Prüfungen 

Allgemeines 

Unter Vorbehalt der Anwendung der Vorschriften des Punktes 5.2.6. und auf Antrag des Her- 
stellers 

dürfen die Prüfungen entweder an einem Fahrzeugaufbau oder an einem fertiggestellten Fahr- 
zeug durchgeführt werden, 

Fenster und Türen dürfen eingebaut oder nicht eingebaut, geschlossen oder offen sein, 

jedes in diesem Fahrzeugtyp vorgesehene Teil, das die Festigkeit des Aufbaus voraussichtlich 
erhöht, darf angebracht werden. 

Die Sitze müssen eingebaut sein und sich in derjenigen von der zuständigen Prüfstelle gewählten 
Fahr- oder Gebrauchsstellung befinden, die die ungünstigsten Bedingungen hinsichtlich der Wider- 
standsfähigkeit ergibt. Die Stellung des Sitzes muß im Bericht angegeben werden. Wenn der 
Winkel zwischen der Sitzlehne und dem Sitzpolster einstellbar ist, muß er nach Anhang IV 
Punkt 2.2. eingestellt werden. 

Befestigung des Fahrzeugs 

Die Art der Befestigung des Fahrzeugs während der Prüfung darf nicht dazu führen, daß die 
Verankerungen oder die Verankerungsbereiche verstärkt werden oder die normale Verformung 
des Aufbaus gemindert wird. 

Eine Befestigungsvorrichtung gilt als ausreichend, wenn sie keinerlei Einwirkung auf einen 
Bereich ausübt, der sich über die gesamte Breite des Äufbaus erstreckt und das Fahrzeug oder 
der Aufbau in einer Entfernung von mindestens 500 mm vor der zu prüfenden Verankerung und 
in einer Entfernung von wenigstens 300 mm hinter dieser Verankerung festgehalten wurde. 

Es wird empfohlen, den Aufbau unter den Achsen oder, wenn das nicht möglich ist, unter den 
Befestigungspunkten der Aufhängung aufzubocken. 

Allgemeine Prüfmethode 

Alle Verankerungen der gleichen Sitzreihe sind gleichzeitig zu prüfen. 

Die Zugkraft muß nach vorn unter einem Winkel von 10° ± 5° oberhalb der Waagerechten in 
einer zur Längsmittelebene parallelen Ebene des Fahrzeugs wirken. 

Die Belastung muß so schnell wie möglich aufgebracht werden. Die Verankerungen müssen der 
angegebenen Last während mindestens 0,2 Sekunden standhalten. 
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5.3.4. 

5.3.5. 

5.3.5.1. 

5.3.5.2. 

5.3.5.3. 

5.3.6. 

5.3.7. 

5.3.8. 

5.4. 

5.4.1. 

5.4.1. 1. 

5.4.1.2. 

5.4. 1.3. 

5.4.2. 

5.4.2.1. 

5.4.2.2. 


Die zur Durchführung der für die Prüfung nach Punkt 5.4. zu verwendenden Zugvorrichtungen 
sind in Anhang V beschrieben. 

Die Verankerungen derjenigen Sitzplätze, bei denen obere Verankerungsstellen vorgesehen 
sind, sind unter nachstehenden Bedingungen zu prüfen: 

Vordere äußere Sitzplätze: 

Die Verankerungen sind den Prüfungen nach Punkt 5.4.1. zu unterziehen, bei denen die Belastun- 
gen über eine Vorrichtung aufgebracht werden, die die Anordnung des Sicherheitsgurtes mit 
Retraktor und Umlenkbeschlag am oberen Verankerungspunkt darstellt. 

Hintere äußere Sitzplätze sowie alle Mittelsitze: 

Die Verankerungen werden der Prüfung unter Punkt 5.4.2. unterzogen, bei der die Belastungen 
auf die Verankerungen mit Hilfe einer Vorrichtung übertragen werden, die die Anordnung eines 
Dreipunkt-Sicherheitsgurtes ohne Retraktor darstellt, sowie der Prüfung nach Punkt 5.4.3., bei 
der die Belastungen auf die beiden unteren Verankerungen mit Hilfe einer Vorrichtung übertragen 
werden, die die Anordnung eines Beckengurtes darstellt. Beide Prüfungen können auf Verlangen 
des Herstellers an zwei verschiedenen Fahrzeugaufbauten durchgeführt werden. 

Liefert ein Hersteller seine Fahrzeuge mit eingebauten Sicherheitsgurten mit Retraktor, so muß 
ungeachtet der Vorschriften von 5.3.5. 1. und 5. 3. 5.2. die Prüfkraft auf die entsprechenden Ver- 
ankerungen mit Hilfe einer Vorrichtung übertragen werden, die die Anordnung der Sicherheits- 
gurte darstellt, für die die Verankerungen geprüft werden sollen. 

Wenn die hinteren äußeren Sitzplätze und die Mittelsitze keine oberen Verankerungen auf- 
weisen, so sind die unteren Verankerungen der Prüfung nach Punkt 5.4.3. zu unterziehen, bei 
der die Belastungen auf die Verankerungen mit Hilfe einer Vorrichtung übertragen werden, 
welche die Anordnung eines Beckengurtes darstellt. 

Wenn das Fahrzeug dazu bestimmt ist, andere Einrichtungen aufzunehmen, durch die es unmöglich 
ist, die Sicherheitsgurte unmittelbar mit den Verankerungen ohne Zwischenschaltung von 
Rollen usw. zu verbinden oder bei denen zusätzliche Verankerungen außer den unter Punkt 4.3. 
erwähnten erforderlich sind, so ist der Sicherheitsgurt bzw. eine Anordnung von Kabeln, Rollen 
usw., die die gesamte Sicherheitsgurtausrüstung darstellt, über eine solche Vorrichtung an die 
Verankerungen im Fahrzeug anzuschließen, die dann den Prüfungen unter Punkt 5.4. entsprechend 
unterzogen werden. 

Andere Prüfverfahren als die unter Punkt 5.3. vorgeschriebenen können angewendet werden, 
doch ist in diesem Fall deren Gleichwertigkeit nachzuweisen. 

Einzelprüfverfahren 

Prüfung unter Verwendung von Dreipunkt-Sicherheitsgurten, die einen Retraktor mit Umlenk- 
beschlag an der oberen Verankerung aufweisen 

Eine Rolle oder Umlenkung für das Kabel oder Band, die zur Übertragung der Prüfkraft von der 
Zugkraft von der Zugvorrichtung geeignet ist, oder die vom Hersteller gelieferte Rolle oder 
Umlenkung werden an der oberen Verankerung befestigt. 

Eine Prüfkraft von 1350 daN ± 20 daN muß mittels Seilen oder Gurten, die den Schulterteil des 
Sicherheitsgurtes darstellen, auf eine Zugvorrichtung (siehe Anhang V Abb. 2) wirken. 

Gleichzeitig muß eine Zugkraft von 1350 daN ± 20 daN auf eine Zugvorrichtung (siehe Anhang V 
Abb. 1) wirken, die mit den beiden Verankerungen verbunden ist. 

Prüfung unter Verwendung von Dreipunkt-Sicherheitsgurten ohne Retraktor bzw. mit einem 
Retraktor an der oberen Verankerung 

Eine Prüfkraft von 1350 daN ± 20 daN muß auf eine Zugvorrichtung (siehe Anhang V Abb. 2) 
wirken, die mit der oberen Verankerung und der entgegengesetzten unteren Verankerung des- 
selben Gurtes verbunden ist, wobei gegebenenfalls der vom Hersteller gelieferte und an der 
oberen Verankerung befestigte Retraktor benutzt wird. 

Gleichzeitig muß eine Zugkraft von 1350 daN ± 20 daN auf eine Zugvorrichtung (siehe Anhang V 
Abb. 1) wirken, die mit den beiden unteren Verankerungen verbunden ist. 
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Prüfung unter Verwendung von Beckengurten 

Eine Prüfkraft von 2225 daN ± 20 daN muß auf eine Zugvorrichtung wirken (siehe Anhang V 
Abb. 1), die mit den beiden unteren Verankerungen verbunden ist. 

Prüfung von Verankerungen, die vollständig in der Sitzstruktur angebracht oder zwischen Fahr- 
zeugaufbau und Sitzstruktur verteilt sind 

Die in den Punkten 5.4.1., 5.4.2. und 5.4.3. angegebenen Prüfungen werden zweckentsprechend 
durchgeführt, indem gleichzeitig auf jeden Sitz und auf jede Sitzgruppe eine Kraft wie nach- 
stehend angegeben einwirkt. 

Die in den Punkten 5.4.1., 5.4.2. und 5.4.3. angegebenen Belastungen werden durch eine Kraft 
ergänzt, die dem 20-fachen Gewicht des vollständigen Sitzes entspricht und waagrecht in Längs- 
richtung durch den Schwerpunkt des Sitzes aufgebracht wird. 

Prüfergebnisse 

Alle Verankerungen müssen der in Punkt 5.3. und 5.4. vorgesehenen Prüfung standhalten. Eine 
bleibende Verformung einschließlich Teilbruch einer Verankerung oder ihrer unmittelbaren 
Umgebung ist nicht als Versagen anzusehen, wenn die vorgeschriebene Belastung während der 
angegebenen Zeit aufgenommen wurde. Während des Versuchs müssen die Mindestabstände der 
unteren effektiven Verankerungen nach 4.4.3. 3. und die Vorschriften von 4.4.4. 6. und 4.4. 4.7. für 
die oberen effektiven Verankerungen eingehalten werden. 

Bei einem zweitürigen Fahrzeug müssen die Verstell- und Verriegelungseinrichtungen, die den 
Benutzern der Rücksitze ermöglichen, das Fahrzeug zu verlassen, auch noch nach Aussetzen der 
Zugkraft von Hand betätigt werden können. 

Nach den Prüfungen müssen alle Beschädigungen an den Verankerungen und Sitzstrukturen, die 
während der Prüfung beansprucht worden sind, festgestellt werden. 

Übereinstimmung der Produktion 

Zur Nachprüfung der Übereinstimmung der Produktion mit dem genehmigten Typ sind an einer 
ausreichend großen Zahl von Fahrzeugen aus der Serie stichprobenweise Kontrollen durchzu- 
führen. 

Im allgemeinen sind diese Kontrollen auf Nachmessungen zu beschränken. Erforderlichenfalls 
werden die Fahrzeuge den in vorstehendem Punkt 5 genannten Prüfungen unterzogen. 

Betriebsanleitung 

Der Hersteller muß in der Betriebsanleitung jedes Fahrzeug, das dem genehmigten Typ ent- 
spricht, klar verständlich angeben; 

— die Anordnung der Verankerungen, 

— die Gurtarten, für die die Verankerungen bestimmt sind. 
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Anhang n 


Angabe der Behörde 


Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen für einen Fahrzeugtyp hinsichtlich der Verankerungen 
der Sicherheitsgurte 

(Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 10 der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 über die Angleidiung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug- 
anhänger) 

Nummer der EWG-Betriebserlaubnis : 

1. Fabrik- oder Handelsmarke des Kraftfahrzeugs : 

2. Typ des Fahrzeugs 

3. Name und Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten 

5. Bezeichnung der Arten der Gurte, die an den Verankerungen, mit denen das Fahrzeug ausgerüstet ist, 
angebracht werden dürfen: 






Verankerung für (*) 





Fahrzeug- 

aufbau 

' Sitz- 
Struktur 


Rechter 

Sitz 

Untere Verankerungen 

Obere Verankerung 

außen 

innen 



VORN 

Mittel- 

sitz 

Untere Verankerungen 

Obere Verankerung 

rechts 

links 




Linker 

Sitz 

Untere Verankerungen 

Obere Verankerung 

außen 

innen 




Rechter 

Sitz 

Untere Verankerungen 

Obere Verankerung 

außen 

innen 



HINTEN 

Mittel- 

sitz 

Untere Verankerungen 

Obere Verankerung 

rechts 

links 




Linker 

Sitz 

Untere Verankerungen 

Obere Verankerung 

außen 

innen 




Bemerkungen: 

•) Folgende Buchstaben sind in die betreffenden Spalten einzusetzen: 

„A", für Dreipunktgurte, auch im Fall, daß ein Retraktor direkt an der Verankerung befestigt ist, ohne 
Umlenkbeschlag an der oberen Verankerung; 

„B"', für Beckengurte; 

„S", für besondere Gurtarten; in diesem Fall ist die Art dieser Gurte unter „Bemerkung" zu erläutern/ 

„Ar", „Br" oder „Sr", für Gurte mit Retraktoren, die Umlenkbeschläge erfordern; 

„Ae", „Be" oder „Se", für Gurte mit einer Energieaufnahme Vorrichtung; 

„Are", „Bre" oder «Sre", für Gurte mit Retraktoren und einer Energieaufnahmevorrichtung an wenigstens 
einer Verankerung. 
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6. Beschreibung der Sitze (**) 

7. Beschreibung der Einstell-, Verstell- und Verriegelungseinrichtungen des Sitzes oder seiner Teile (**) 

8. Beschreibung der Sitzverankerung (**) ; 

9. Beschreibung einer besonderen Art von Sicherheitsgurt, der im Falle einer in der Sitzlehne ange- 
brachten oder mit Energieaufnahme Vorrichtung versehenen Verankerung notwendig ist 


10. Nummer des Gutachtens der Prüfstelle 

11. Die Genehmigung wird erteilt/versagt (***) 

12. Ort ! 

13. Datum 

14. Unterschrift 

15. Dieser Benachrichtigung sind folgende Unterlagen, die die vorgenannte Genehmigungsnummer tragen, 
beigefügt: 

Zeichnungen, technische Beschreibungen der Verankerungen und des Fahrzeugaufbaus, erforder- 
lichenfalls mit Fotografien, 

Zeichnungen, technische Beschreibungen der Sitze, ihrer Verankerung im Fahrzeug sowie ihrer 

Einstell-, Verstell- und Verriegelungseinrichtungen, erforderlichenfalls mit Fotografien. 


**) nur wenn die Verankerung am Sitz befestigt ist oder wenn der Sitz den Gurtbanddruck aufnimmt 

***) nichtzutreffendes streichen 
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Anhang III 


Anbringungsbereidi der effektiven Verankerungen 


Bezugslinie gemäß Pkt. 4.1.2. von Anhang 1 




Alle Abmessungen in Millimetern 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2500 


Anhang IV 


Verfahren zur Bestimmung des H-Punktes sowie zur Kontrolle der relativen Lage 
des „H“- und „R“-Punktes 

1 . Definition 

1.1. Der „H-Punkt“, der im Fahrzeuginnenraum die Stellung einer sitzenden Person bezeichnet, ist 
der Punkt in einer vertikalen Längsebene, durch den die theoretische Drehachse zwischen Bein 
und Rumpf eines durch die Normpuppe nach Punkt 3 dargestellten menschlichen Körpers verläuft. 

1.2. Der „R-Punkt'' oder „Bezugspunkt des Sitzes" ist der vom Hersteller angegebene Bezugspunkt, 
der 

1.2.1. Koordinaten aufweist, die relativ zum Aufbau des betreffenden Fahrzeugs festgelegt sind, 

1.2.2. der theoretischen Lage des Drehpunktes Rumpf/Bein („H-Punkt") für die tiefste und hinterste 
Benutzungsstelle entspricht, die vom Fahrzeughersteller für jeden Sitz vorgesehen ist. 

2. Bestimmung der H-Punkte 

2.1. Für jeden vom Fahrzeughersteller vorgesehenen Sitz ist ein H-Punkt zu bestimmen. Wenn die 
Sitze in derselben Reihe als ähnlich betrachtet werden können (Sitzbank, gleiche Sitze, usw.), 
ist für jede Sitzreihe nur ein H-Punkt zu ermitteln, wobei die im Punkt 3 beschriebene Norm- 
puppe auf einem Platz sitzt, der für diese Reihe als typisch anzusehen ist. Dieser Platz ist 

2.1.1. für die vordere Reihe der Fahrersitz, 

2.1 -.2. für die hintere Sitzreihe oder Sitzreihen ein äußerer Sitz. 

2.2. Für jede Ermittlung eines H-Punktes ist der betreffende Sitz in die tiefste, hinterste normale 

Fahrstellung bzw. Benutzungsstellung zu bringen, die vom Hersteller vorgesehen ist; dabei ist 
die Rückenlehne, falls in ihrer Neigung verstellbar, in der vom Hersteller angegebenen Stellung 
zu verriegeln, bzw. wenn keine Angaben vorliegen, in der Weise, daß ihr tatsächlicher Neigungs- 
winkel möglichst 25° gegenüber der Senkrechten beträgt. 

3. Merkmale der Normpuppe 

3.1. Es ist eine dreidimensionale Normpuppe zu benutzen, deren Gewicht und Form einer männlichen 
erwachsenen Person von mittlerer Größe entspricht. Die Normpuppe ist in Abb. 1 und 2 darge- 
stellt. 

3.2. Die Normpuppe besteht aus 

3.2.1. zwei Teilen, von denen der eine den Rücken und der andere die Sitzfläche des Körpers darstellt, 

die durch eine Achse gelenkig miteinander verbunden sind, die die Drehachse zwischen Rumpf 
und Schenkel bildet. Die Projektion dieser Achsen auf die Flanke der Normpuppe ist ihr H-Punkt; 

3.2.2. zwei Teilen, die die Beine bilden und die mit den Teilen, die die Sitzfläche darstellen, gelenkig 
verbunden sind; 

3.2.3. zwei Teilen, die die Füße bilden und die mit den Beinen durch Gelenke verbunden sind, die die 
Knöchel darstellen; 

3.2.4. außerdem ist der Teil, der die Sitzfläche darstellt, mit einer Libelle für die Einstellung der 
Querneigung versehen. 

3.3. Die Belastungsgewichte, die dem Gewicht jedes Körperteils entsprechen, sind an den Stellen, 

die die jeweiligen Schwerpunkte bilden, anzubringen, so daß die Gesamtmasse der Normpuppe 
etwa 75,6 kg beträgt. Ausführliche Angaben über die Gewichte sind in der Tabelle 2 der Anlage 
enthalten, 

4. Auf setzen der Normpuppe 

Die dreidimensionale Normpuppe wird in der folgenden Weise aufgesetzt: 
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4.1 . Das Fahrzeug ist horizontal auszurichten, die Sitze sind nach Absatz 2.2. einzustellen. 

4.2. Die zu prüfenden Sitze sind mit einem Stück Stoff zu bedecken, um das richtige Auf setzen der 
Normpuppe zu erleichtern. 

4.3. Die Normpuppe ist auf den betreffenden Sitz zu setzen, wobei ihre Drehachse senkrecht zur 
Längsmittelebene des Fahrzeugs verläuft. 

4.4. Die Füße der Puppe sind folgendermaßen anzuordnen: 

4.4.1. auf den Vordersitzen derart, daß die Libelle, mit der die Querneigung der Normpuppe nach- 
geprüft wird, wieder die horizontale Lage einnimmt; 

4.4.2. auf den Rücksitzen nach Möglichkeit so, daß die Füße den Vordersitz berühren. Wenn die Füße 
dann auf verschieden hohen Teilen des Bodens stehen, so dient der Fuß, der den Vordersitz 
zuerst berührt, als Bezugspunkt, der andere Fuß ist so anzuordnen, daß die Libelle für die Ein- 
stellung der Querneigung der Sitzfläche wieder waagerecht ist. 

4.4.3. Wird der H-Punkt für einen mittleren Sitz bestimmt, ist je ein Fuß rechts und links vom Kardan- 
rohr anzuordnen. 

4.5. Nach dem Aufbringen der Belastungsgewichte auf die Schenkel ist die Libelle für die Einstellung 
der Querneigung der Sitzfläche waagerecht zu stellen; sodann sind die Belastungsgewichte auf 
den Teil aufzubringen, der die Sitzfläche darstellt. 

4.6. Die Normpuppe ist mittels der Achse der Kniegelenke von der Rückenlehne zu entfernen; der 
Rücken ist vorwärts zu neigen. Die Normpuppe ist wieder in ihre Stellung auf dem Sitz zu 
bringen, indem man ihre Sitzfläche so weit nach hinten verschiebt, bis sie auf Widerstand stößt; 
sodann ist der Rücken der Normpuppe wieder gegen die Rückenlehne zu kippen. 

4.7. Eine Kraft von 10 ± 1 daN ist zweimal in horizontaler Richtung auf die Puppe aufzubringen. 
Richtung und Angriffspunkt der Kraft sind durch einen schwarzen Pfeil in Abbildung 2 dargestellt. 

4.8. Nach dem Anbringen der Belastungsgewichte an der rechten und der linken Seite sind die 
Belastungsgewichte für den Rumpf anzubringen. Die Libelle für die Querneigung der Normpuppe 
muß waagerecht bleiben. 

4.9. Während die Libelle für die Querneigung der Normpuppe waagerecht gehalten wird, ist der 
Rücken nach vorne zu neigen, bis die Belastungsgewichte des Rumpfes über dem H-Punkt liegen, 
um jegliche Reibung mit der Rückenlehne zu beseitigen. 

4.10. Der Rücken der Normpuppe ist vorsichtig in seine ursprüngliche Stellung zurückzubringen, um 
das Aufsetzen zu vollenden. Die Libelle für die Querneigung der Normpuppe muß waagerecht 
sein. Ist dies nicht der Fall, muß das oben beschriebene Verfahren wiederholt werden. 

5. Ergebnisse 

5.1. Der H-Punkt des Sitzes ist durch den H-Punkt der Normpuppe gegeben, wenn diese gemäß 
Punkt 4 aufgesetzt worden ist. 

5.2. Die Koordinaten des H-Punktes werden in drei zueinander senkrechten Ebenen gemessen und 
mit den Angaben des Herstellers verglichen. 

6. Kontrolle der relativen Lage der R- und H-Punkte zueinander 

6.1. Die Ergebnisse der in Punkt 5.2. vorgeschriebenen Messungen für den H-Punkt sind mit den 
Koordinaten für den vom Fahrzeughersteller angegebeuen R-Punkt und die angegebene Neigung 
der Rückenlehne zu vergleichen. 

6.2. Die relative Lage der Punkte „R" und „H" gilt für den entsprechenden Sitz als zufriedenstellend, 
wenn der durch seine Koordinaten erfaßte H-Punkt innerhalb eines Rechtecks in Längsrichtung 
liegt, dessen horizontale und vertikale Seiten jeweils 30 mm bzw. 20 mm lang sind. 

6.2.1. Sind diese Bedingungen erfüllt, so wird der R-Punkt für die Prüfung verwendet, und die Versuchs- 
puppe wird gegebenenfalls so verstellt, daß der H-Punkt mit dem R-Punkt zusammenfällt. 
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6.3. Erfüllt der H-Punkt nicht die Vorschriften von Punkt 6.2., so werden zwei neue Kontrollen des 
H-Punktes (insgesamt drei) vorgenommen. 

Erfüllen zwei Ergebnisse der drei Kontrollen die Vorschriften, so ist das Versuchsergebnis als 
zufriedenstellend anzusehen. 

6.4, Erfüllen mindestens zwei Ergebnisse der drei Kontrollen nicht die Vorschriften von Punkt 6.2., 
so ist das Versuchsergebnis als nicht zufriedenstellend zu betrachten. 

6.5. Wenn der in Punkt 6.4. beschriebene Fall vorliegt, oder falls eine Nachprüfung nicht vorge- 
nommen werden kann, weil der Fahrzeughersteller keine Angaben über die Lage des R-Punktes 
geliefert hat, kann der Mittelwert aus den Ergebnissen der drei Messungen benutzt und in allen 
Fällen, wo der R-Punkt dieser Richtlinie erwähnt wird, als anwendbar betrachtet werden. 

6.6, Zur Kontrolle der relativen Lage des R- und des H-Punktes eines Serienfahrzeugs wird das in 
Punkt 6.2. erwähnte Rechteck durch ein Quadrat mit 50 mm Seitenlänge ersetzt. 
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Teile der dreidimensionalen Nohnpuppe / 
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Anhang IV 


Maße und Gewidit der Normpuppe 


Maße der Normpuppe 

Teile, die Rücken und 
Sitzflädien darstellen 

Belastungsgewidite 
für den Rumpf 

Belastungsgewidite 
für die Sitzflädien 

Belastungsgewidite 
für die Schenkel 

Belastungsgewidite 
für die Beine 


kg 

16,6 

31,2 


insges. 75,6 


Ridiiung und Angriffs- 
punkt der Kraft 


Einstellbar zwischen 
10,8 cm und 42,4 cm 



41,7 cm 


Abb. 2 
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Anhang V 


Zugvorriditung 



Mit Stoff überzogener Schaumstoff, 25 mm didc 



Mit Stoff überzogener Schaumstoff, 25 mm dick 



verbindet (Maße in mm) 
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Begründung 

I. Allgemeines 

In den meisten Mitgliedstaaten bestehen technische 
Vorschriften über die Verankerungen von Sicher- 
heitsgurten. Diese nationalen Vorschriften weichen 
gegenwärtig in mehreren Punkten voneinander ab 
und tragen der neuesten technischen Entwicklung 
nicht ausreichend Rechnung. Dies erfordert eine 
möglichst rasche Annahme von Gemeinschaftsvor- 
schriften, durch die nicht nur der freie Warenver- 
kehr bei Kraftfahrzeugen gesichert, sondern auch 
den Fahrzeugbenutzern die größtmögliche Sicherheit 
und, mit Hinblick auf den derzeitigen Stand der 
Technik, der größtmögliche Komfort geboten wird. 

Der folgende Richtlinienvorschlag gliedert sich in 
den Rahmen des EWG-Betriebserlaubnisverfahrens 
für Kraftfahrzeuge ein^), sowie in das Aktionspro- 
gramm der Gemeinschaft auf dem Gebiet der In- 
dustriepolitik vom 21. Dezember 1973. 

Es handelt sich um technische Vorschriften über die 
Anordnung, die Festigkeit und die Prüfungen der 
Gurtverankerungen. Die vorgeschlagenen Bestim- 
mungen sehen insbesondere vor, daß alle Personen- 
wagen sowie die davon abgeleiteten Fahrzeuge mit 
Gurtverankerungen an allen Sitzplätzen versehen 
sein müssen. Diese Maßnahme bildet die unabding- 
bare Grundlage für die gemeinschaftlichen Vor- 
schriften, die zur Zeit erstellt werden, und die darauf 
abzielen, daß alle Kraftfahrzeuge mit Sicherheits- 
gurten auszurüsten sind. Ein diesbezüglicher Richt- 
linienvorschlag wird dem Rat noch vor Ende des 
Jahres 1974 zugeleitet werden. Dazu wird gleich- 
zeitig ein Richtlinienvorschlag bezüglich Kopfstützen 
vorgelegt werden, um die Bestrebungen der Ge- 
meinschaft zum Schutz der Insassen von Kraftfahr- 
zeugen zu vervollständigen. 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag wurde in enger 
Zusammenarbeit mit den nationalen Sachverstän- 
digen, den Vertretern der Verbraucher, der Auto- 
mobilindustrie und der Zubehörteilehersteller erar- 
beitet und erhielt deren weitreichende Zustimmung. 

Die Diskussionen mit den Sachverständigen haben 
jedoch gezeigt, daß es bei einigen Fahrzeugtypen 
wie Kabrioletts und Fahrzeuge mit abnehmbarem 
Dach schwierig sein wird, die Vorschriften über die 
Anordnung der oberen Verankerungen vom Tage 
des voraussichtlichen Inkrafttretens ab einzuhalten. 
Die Kommission hat diese Schwierigkeiten aner- 
kannt und für diese Fahrzeuge eine andere Lösung 
vorgeschlagen, deren Gültigkeitsdauer jedoch auf 
zwei Jahre vom Datum der Notifizierung der Richt- 
linie ab beschränkt ist. 

II. Kommentar zum Richtlinienvorschlag 

Der Geltungsbereich erstreckt sich auf Kraftfahr- 
zeuge mit mindestens vier Rädern und einer bau- 
artbedingten Höchstgeschwindigkeit über 25 km/h 
(Artikel 1). 


Durch Artikel 2 werden die Vorschriften über die 
Verankerungen der Sicherheitsgurte in das EWG- 
Betriebserlaubnisverfahren eingegliedert. 

Da einige neue Mitgliedstaaten zur Zeit kein Be- 
triebserlaubnisverfahren mit nationaler Geltung 
kennen, war es notwendig, einen besonderen Artikel 
vorzusehen, um zu ermöglichen, daß in diesen 
Staaten Fahrzeuge verwendet werden können, die 
den Vorschriften der Richtlinie entsprechen (Arti- 
kel 3) 2), 

Wird ein Prototyp geändert, so befindet der Mit- 
gliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt hat, dar- 
über, ob neue Prüfungen notwendig sind (Artikel 4). 

Artikel 5 sieht das Verfahren über die Anpassung 
der Vorschriften der Anhänge an den technischen 
Fortschritt vor? dieses Verfahren ist in Artikel 13 
der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 über 
die Betriebserlaubnis von Kraftfahrzeugen und ihren 
Anhängern beschrieben. 

In Artikel 6 werden zwei Fristen vorgesehen; vor 
Verstreichen der ersten Frist müssen die Mitglied- 
staaten die erforderlichen Maßnahmen treffen und 
veröffentlichen, um sich der Richtlinie anzupassen. 
Sie können dies zu jedem beliebigen Augenblick 
innerhalb dieser Frist tun. Durch die zweite Frist 
wird ein einheitliches Datum für alle Mitgliedstaaten 
festgesetzt, bis zu dem sie die gemeinschaftlichen 
Vorschriften gleichzeitig anzuwenden haben (Arti- 
kel 6, Absatz 1). 

Schließlich ist die Kommission innerhalb vertret- 
barer Fristen von allen Vorschriftenentwürfen zu 
unterrichten, die die Mitgliedstaaten auf dem von 
der Richtlinie erfaßten Gebiet erlassen; dadurch soll 
der Kommission die Möglichkeit gegeben werden, 
etwaige Bemerkungen zu diesen Entwürfen vorzu- 
bringen (Artikel 6, Absatz 2). 


III. Anhörung des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen ist nach 
Artikel 100 Absatz 2, erforderlich. 


0 Richtlinie 70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 1970, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970 

2) Siehe Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 73 vom 27. März 1972 „Akte über den Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Nor- 
wegen, des Vereinigten Königreichs von Großbritan- 
nien und Nordirland zu den Europäischen Gemein- 
schaften" - Akte über die Beitrittsbedingungen und die 
Anpassung der Verträge - Anhang I, Teil X. 
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